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Holland verweigert di
Keueſte Tagesnachrichten

z Von polniſcher Seite aus iſt der Fernſprechver
r zwiſchen den ab getretenen Gebieten und

itſchland zum großen Teil geſperrt worden.

x Nach einer Karlsruher Meldung hat der Kommandant
Kheinbrückengebiet die Einführung der franzöſi
n Sprache im amtlichen Verkehr verfügt.

4 Die Entente hat in einer Ergänzungsnoke an
land eine ſcharfe Ueberwachung des Kaiſers
ord

Der Herausgeber der kommuniſtiſchen
oten Fahne“ wurde in Frankreich verhaftet.

x „Corriere“ meldet aus Paris, dort ſei wegen einiger
haftungen der Generalſtreik erklärt, an welchem faſt

lle Arbeiter teilnehmen. Der Streik dehnt ſich auf
je Provinz aus.

In Chicago wurden 837 HKommuni en wegen
ner Verſchwörung zum Sturze der Regierung verhaftet

Die Antwort Hollands
Haag, 23. Januar.

Hie Antwort der holländiſchen Regierung auf das Aus-
erungsgeſuch des Exkaiſers lautet wie folgt:
Durch eine Verbalnote vom 15. Januar, welche Eurer Maje-
Vertreter in Paris überreicht wurde, wünſchen die Mächte

ter Hinweis auf Artikel 227 des Verſailler Abkommens, daß
holländiſche Regierung Wilhelm von Hohen-

zllern, den Exkaiſer von Deutſchland, in ihre Hände aus
efert, damit er verurteilt werden kann. Zur Unterſtützung
es Wunſches bemerken ſie, daß, wenn der Kaiſer in Deutſch
nd geblieben wäre, die deutſche Regierung nach dem

Portlaut des Artikels 228 des Friedensabkommens ge
wungen geweſen wäre, ihn auszuliefern, indem ſie
ine Reihe von Taten, welche die deutſche Obrigkeit während des
rieges begangen hat, als abſichtliche Verletzung der internatis

en Abkommen und als ſyſtematiſche Verletzung des Völker
chts bezeichnen.

Die Verantwortlichkeit dafür, d. h. wenigſtens die moraliſche,
be der Exkaiſer.

Wir geben als ihre Meinung bekannt, daß Holland ſeine
nter nationale Pflicht nicht erfüllt, wenn es ſich
icht dem alliierten Wunſche anſchließe, den Exkaiſer auszu-
efern, und die Beſtrafung der verübten Miſſetaten verhindere.
kie betonen weiter den beſonderen Charakter ihres Wunſches,
r nicht auf eine juriſtiſche Anklage, ſondern auf einen Akt
nter nationaler Juſtiz hinausgrht, unb ſie appellieren
a die Ehrfurcht vor dem Recht und die Gerechtigkeitsliebe
vllands, daß es mit ſeiner ſittlichen Autorität die Verletzung der
eſentlichſten Grundſätze der Solidarität der Nationen nicht decke.

Die Regierung Jhrer Majeſtät hat alſo in erſter Linie zu
merken, daß die Verpflichtungen, welche für Deutſchland aus

Artikel 228 des Friedensvertrages entſtehen dürften, keinerlei
Vert für die Beſtimmung der Pflichten Hollands haben, das an
eſem Abkommen kein Anteil genommen hat. Die Regierung

Königin, die ſich gleichfalls auf unerſchütterliche Rechtsgründe
itzt, kann die Frage, welche durch den Wunſch der Alliierten auf
r wird, nur von dem Standpunkt ihrer eigenen Pflichten
trachten.

Die holländiſche Regierung ſteht den Urſachen des Krieges
öllig fern und hat ihre Neutralität nicht ohne Schwierigkeiten
bie zum Ende gewahrt. Sie ſteht deshalb hinſichtlich der Kriegs
ten auf einem völlig anderen Standpunkt als die alliierten
Rächte. Sie weiſt jeden Verdacht, die Verletzung der weſentlichen
rundſätze der Solidarität der Nationen mit ihrem ſonveränen
Recht und ihrer ſittlichen Autorität in Schutz nehmen zu wollen,
nachdrücklich zurück.

Aber ſie kann keine internationale Verpflich-
tung darin entdecken, daß ſie ſich dem Akt der hohen internatio
nalen Politik der Mächte anſchließen ſoll. Bevor künftig durch

n Völkerbund eine internationale Jurisdiktion geſchaffen ſein
wird, welche im Falle eines Krieges befugt iſt, über Taten zu
utteilen, die als Vergehen bezeichnet werden und die durch eine
den Taten vorangehende Geſetzgebung mit Strafen belegt
werden, wird es Sache der Niederlande ſein, ſich dieſer Neu
regelnng anzuſchließen.
b Die Regierung Jhrer Majeſtät kann, wie der Fall jetzt liegt,
e keine anderen Pflichten anerkennen als die, welche die Ge
n des Königreiches und die nationale Tradition ihr auf
en Weder die Staatsgeſetze des Königreiches, welche auf den
allgemein anerkannten Rechtsgrundſätzen beruhen, noch die an
erkannte jahrhunderte alte Tradition, die Holland zu jeder Zeit
re new Zufluchtsort für die Beſiegten bei internationalen Kon
u gemacht hat. geſtatten der Regierung der Niederlande, den

unſch der Mächte zu bewilligen indem ſie dem Exkaiſer den
entzieht. Das Recht

heiligen Pflichten berückſichtigt

dem Gefühl gehorchend, welches die
immer gewürdigt hat, darf den Glauben der

ſeinen freien Ginrichtungen ansertrauten, nicht

und die nationale Fhre, die aus

Das holländiſche Volk,

igen, die ſich

Poſt

Morgen- Ausgabe

Sonnabend, 24. Januar

Die Regierung gibt ſich dem Glauben hin, daß die Mächte
die Berechtigung dieſer Auſchaunng anerkennen werden, welche
über alle perſönlichen Anſichten hinausgeht, und welche ihr ſo
ausſchlaggebend zu ſein ſcheint, daß ſie redlicherweiſe keinen
Naum für eine falſche Auffaſſung geſtattet.

gez. von Karnebeeßf.

Eine Ergänzungsnote an Holland
Baſel, 23. Januar.

Nach einer Meldung der „Preßinformation“ aus dem Haag
haben die Alliierten in einer Ergänzungsnote an
die holländiſche Regierung eine ſchärfere Ueberwachung
des Kaiſers in Amerongen gefordert und die Re
gierung auf die Verantwortung hingewieſen, welche ſie infolge
der Gewährung des Aſyls jetzt übernommen habe, nachdem die
Anklageerhebung gegen Wilhelm II. nunmehr
rechtskräftig geworden ſei.

Polen ſperrt den Hernſprechverkehr
Berlin, 23. Januar.

in den Abſtimmungsgebieten ſich in bezug auf
Telegraphen- und Fernſprechverkehr für uns nichts ge

ändert hat, haben die Polen in einer Weiſe, die mit unſeren ver
traglichen Vereinbarungen nicht in Einklang zu bringen iſt, den
Fernſprechverkehr mit ihnen geſtört, ja eine Leitung ſogar durch
ſchnitten. Wir erfahren hierüber folgende Einzelheiten: Beim
Fernſprechverkehr mit Königsberg fehlt von Lands
berg a. W. aus ſeit dem 21. jede Verbindung mit dem Oſten.
Ebenſo iſt der Telephonverkehr mit Allenſtein, Oſterode
und Graudenz geſperrt. Der Verkehr Stettin
Poſen iſt dadurch unterbrochen, daß die Polen nachweislich an
der Grenze den Draht durchſchnitten haben. Der Ver-
kehr zwiſchen Bromberg und Stettin iſt auf ihre Anord
nung eingeſtellt. Jm Poſtverkehr mit Polen war bis geſtern
nachmittag gleichfalls eine Störung zu verzeichnen, ſo daß wir
über Kreuz hinaus keine Poſtſachen befördern kennten. Dieſe
Störung iſt aber inzwiſchen wieder behoben.

Vergeßt uns nicht!
Marienwerder, 23. Januar

Jn allen größeren Orten des weſt preußiſchen Ab
ſtimmungsgebietes wurden in den letzten Tagen Ber
ſammlungen abgehalten, in welchen folgende Enutſchlie-
ßungen gefaßt wurden:

„Wir heute in verſammelten deutſchen Männer und
Frauen geloben, treu zu ſtehen zum deutſchen
Vaterlande.,.

Dieſes Land, wo ein liebendes Mutterauge ſich zuerſt über
unſere Wiege neigte, wo wir am Mutterherzen das erſte Gebet
zu Gott emporſchickten, wo unſer Vaterhaus ſteht, wo wir unſere
Liebſten zur Ruhe gebettet haben, dieſes Land, das wir ver-
teidigt haben mit unſerm Herzblut, das unſere heilige Heimat
iſt, werden wir nicht vergeſſen. Mann für Mann werden wir
am Abſtimmungstage unſere Stimme für ein Verbleiben für
Deutſchland abgeben.

Euch Brüder aber, die ihr hier geboren und dann hinaus-
gewandert ſeid in die deutſchen Gauen, die ihr heute in fremden
Ländern wohnt, euch allen rufen wir noch einmal zu: Vergeßt
uns nicht! Eilt zu uns, wenn die Stunde der Entſcheidung
ſchlägt, helft uns, die geliebte Heimat uns und ſpäteren Ge
ſchlechtern zu erhalten.“

Während

Heimkehr der Scapa Flow-Leute
Hamburg, 23. Januar.

Die Dienſtſtelle der Admiralität teilt mit: Die Dampfer
„Bylria“ und „Lysboa“ laufen am heutigen Tage 8 Uhr abends
nach England aus, um die Scapa FlowJnternierten abzuholen.

Die HFremdherrſchaft im Weſten
Karlsruhe, 23. Januar.

Wie die badiſche Preſſe erfährt, hat der Kommandant im be
ſetzten Rheinbrücken gebiet eine Reihe neuer Verfügungen
erlaſſen, unter anderem auch, daß die franzöſiſche Sprache
in dem beſetzten Rheinbrückengebiet einzuführen ſei. Die preu-
a Kommunalverwaltungen im Rheinlande ſollen verpflich
et ſein, den Schriftwechſel im amtlichen Verkehr mit den

Beſatzungsbehörden in franzöſiſcher Sprache zu führen, in den
höheren Schulen ſoll das Franzöſiſche den Vorrang er
halten, Eiſenbahn, Poſt und Straßenbahnen müſſen
ihre Aufſchriften und Anſchläge neben der deutſchen auch in der
franzöſiſchen Sprache erſcheinen laſſen.

Nach einer Verfügung der Oberſten Verwaltung im Saar-
gebiet bleibt die Verfögung vom Oktober v. J., die Auflöſung
der Kriegervereine, beſtehen. General Wirbel hat aber
zum Zeichen ſeines Wohlwollens inſofern ein Entgegenkommen
gezeigt, als das Vermögen der Vereine freigegeben
wird und den Kriegsbeſchädigten und den Witwen zur
Verfügung ſtehen ſoll.

Jn einer Bekanntmachung an die Bevölkerung Saarbrückens
heißt es, daß r Jnkrafttretens des Friedensvertrages die
deutſchen Zollbürosz h werden ſollen. Jedochollen noch bis zum Amtsantritt neuen Steuerkommi

deutſ Dienſtftollen weiter arbeiton, namentlich bei Rego
kung der inneren und Verbrauchsſteueen.

Geſchäſtsſtelle verlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Ofto Thiele Halle aale
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e Auslieferung
Internationale Jrrwege

Von Friedrich Künzel.
Den Kampf gegen den Nationalismus, der Hand in

Hand ging mit dem Eintreten für die Jnternationale, hat
ſchon im Frieden einen der Hauptprogrammpunkte der
Sozialdemokratie gebildet. Schon die erſten Kriegsmonate,
in denen die Wogen des vaterländiſchen Gedankens noch
allenthalben hochgingen, zeigten, daß nichts verkehrter ge-
weſen war als die Zulaſſung der ſozialdemokratiſchen Zei-
tungen in den Kaſernen und im Feldheer. Jmmer deut
licher und offener wagten ſich die internationalen Apoſtel
hervor, als ſich der Krieg in die Länge zog und ſich in dem
ſelben Maße in den breiten Maßen die Hochſtimmung ver
flüchtigte. Die pazifi tiſche Propaganda, durch Northcliffe
genährt und durch Wilſon geſtützt, erhob immer dreiſter ihr
gefährliches Haupt und lähmte den Siegeswillen des deut-
ſchen Volkes. Erzbergers unheilvolle Hand, die den Habs-
burgern gefällige Dienſte zu leiſten beſtrebt war, nutzte die
pazifiſtiſche Strömung aus, und gerade in dem Augenblick,
als der Unterſeebootkrieg zu wirken begann. Die Friedens-
reſolution des Reichstages vom 19. Juli 1917 ſiel unſerem
Heer und unſerer Flotte in den Rücken, als ſich beim Feinde
ernſte Ermüdungserſcheinungen zeigten. Damals wurde
uns die Gelegenheit zu einem annehmbaren Frieden durch
die internationale Verſöhnungsidee zerſchlagen. Jn der
der letzten Zeit nahm jedoch die internationale Propaganda
immer wildere Formen an. Die ſozialdemokratiſche Jrr-
lehre von der internationalen Solidarität brach unſerem
Volke und dann auch unſerem Heere das Rückgrat. Die
Revolution war nur der Schlußſtein der ſozialdemokratiſchen
Wühlarbeit, die darin gipfelte, unſeren Feinden durch den
Sturz des Kaiſertums den größten Hilfsdienſt zu erweiſen.
Der Waffenſtillſtand hätte allen, die ſehen wollen, die Augen
öffnen müſſen. Das deutſche Volk hatte ſeinen Staatsorga-
nismus und ſeine ſtählerne Wehr zu gleicher Zeit zerſchla-
gen, ohne Waffen ſtand es ſeinen Feinden gegenüber. Das
Gerede von der Friedensgeneigtheit unſerer Feinde gegen
über einem demokratiſchen, ſchwachen und bußfertigen
Deutſchland bätte nunmehr Gelegenheit gehabt, ſich in die
Tat umzuſetzen. Was aber geſchah? Die Probe aufs
Exempel wurde nicht gemacht. Die Redensarten von der
internationalen Solidarität erwieſen ſich als Seifenblaſen,
die zerplatzten. ſobald man ſie greifen wollte. Das ganze
vergangene Jahr war eine Kette von Enttäuſchungen, die
den Gedanken der Völkerſolidarität zu Grabe tragen. Wil-
ſons 14 Punkte entpuppten ſich als das, wofür ſie jeder ver
nünftige Politiker von vornherein gehalten hatte: als eine
gefährliche Schaumſchlägerei. Der Friedensvertrag von
Verſailles und der ſich anſchließende Notenwechſel bekundeten
den grauſamen Willen unſerer Gegner, das durch die Revo-
lution und die Demokratiſierung wehrlos gemachte Deutſch
land bis zum letzten Blutstropfen auszuſaugen.

Angeſichts dieſer Tatſachen und Erkenntniſſe iſt es nicht
nur eine bodenloſe Torheit, ſondern auch nichtswürdig, das
deutſche Volk immer wieder auf die internationale
Völkerſolidarität vertröſten zu wollen. Es verrät
die ganze Hilfloſigkeit der ſozialdemokratiſchen Regierung
und VPartei, wenn ſie es jetzt noch wagt, die Zukunft des
deutſchen Volkes auf dieſe Jrrlehre einzuſtellen. Wenn uns
jetzt überhaupt noch etwas retten und vor dem Zuſammen
bruch bewahren kann, ſo iſt es einzig und allein die Samm-
lung der nationalen Kraft. Nicht als ob wir unſeren Fein-
den in abſehbarer Zeit mit den Waffen entgegentreten
könnten; nein, davon kann nach einem Jahr ſozialdemokrati-
ſcher Herrſchaft nicht die Rede ſein. Die Einſicht aber müßte
ſich jedem aufdrängen, daß wir von den fremden Völkern
nichts zu erwarten haben und daß wir ganz allein auf uns
geſtellt ſind. Die Phraſe von der Völkerſolidarität im
gegenwärtigen Augenblick verrät nur die vollkommene
Hilfloſigkeit der jetzigen Machthaber. Weil ſie, unfähig zu
jeder voſitiven Arbeit, den Wiederaufbau Deutſchlands nicht
durchzuführen vermögen, müſſen ſie das deutſche Volk
immer wieder auf fremde Hilfe hinweiſen. Wem nicht ſchon
durch die Troſtloſigkeit der inneren Politik die Augen ge-
öffnet worden ſind, dem müßte jetzt endlich durch dieſes
Eingeſtändnis der Schwäche das Verſtändnis für die ſozial
demokratiſchen Lebren aufgehen. Während bei unſeren
Feinden der nationale Gedanke auf der ganzen Linie
erſtarkt iſt und geſiegt hat, klammert ſich die deutſche
Sozialdemokratie noch immer an die Redensarten
von der internationalen Völkerſolidarität,
und das zu einem Zeitpunkt, da wir härter als je die Fauſt
des Unterdrückers ſpüren müſſen.

Daß uns von den eitlen Hoffnungen auf die Jnter-
nationale keine Rettung kommen kann, ſondern v wir
allein von innen heraus eine Gefundung herbeiführen
können darauf weiſt der Neujahrsartikel der „Freiheit“, des
unabhängigen Hauptorgans, hin. Die „Freiheit“ ſpielt noch



immer mit dem Gedanken einer neuen Revolution, indem
ſie von einer Situation ſpricht, „die dem deutſchen Prole-
tariat die Bahn für eine neue Phraſe aktiver revolutionärer
Politik öffnen wird.“ Dieſe revolutionäre Hoffnung derUnabhängigen ſollte den Rechts und J.
zu denken geben. Jetzt müßte es auch für ſie gelten, alle
Kräfte gegen einen neuen Umſturz zu ſammeln. Statt
deſſen ſpeiſt die ſozialdemokratiſche Preſſe das deutſche Volk
mit dem törichten Hinweis auf die internationale Völker
ſolidarität ab und bemüht ſich im übrigen, nach innen in
der gewiſſenloſeſten Weiſe zu hetzen. Da augenblicklich die
zu Agitationszwecken erfundene „Gegenrevolution“ keinen
aktuellen Reiz hat, wird wieder das Stichwort „alldeutſch“
ausgegraben und außerdem der Verſuch gemacht, das alte
Regime nach Kräften zu diskreditieren. In welcher Weiſe
das unſaubere Handwerk getrieben wird, davon legt eine
kurze Notiz des „Vorwärts“ über die Veröffentlichung der
Haiſerbriefe an den Zaren beredtes Zeugnis ab. Das Re
gierungsblatt beſchimpft Kaiſer Wilhelm als einen Narren,
einen Trottel, einen bornierten Junker und einen gefähr-
lichen Schwätzer, und zeigt damit den Tiefſtand der ſozial-
demokratiſchen Kampfesweiſe; noch toller iſt es aber, wie der
„Vorwärts“ mit der Wahrheit umſpringt, wenn er be-
hanuvtet, daß ſich bei Kaiſer Wilhelm „viele Millionen Er
ſchoſſener bedanken“ könnten. Selbſt die „Freiheit“ zieht
aus dem kaiſerlichen Briefvechſel den Schluß, daß der Kaiſer
geglaubt habe, auf ſeine Weiſe den Frieden erhalten zu
können. Das ſozialdemokratiſche Regierungsorgan aber er
blickt ſeine Aufgabe in der niedrigſten Hetze in demſelben
Aunenblick, in dem es die ganze Ohnmacht und Unfähigkeit
des ſozialdemokratiſchen Syſtems durch die Vertröſtung auf
die internationale Solidarität eingeſtehen muß. So ſieht
der Segen aus, den uns die Revolution gebracht.

B.Um die Swangswirtſchaft
Preußenparlament

Berlin, 23. Januar.
12 Uhr mittags.
Jn Beantwortung kleiner Anfragen teilte die Regie

rung u. a mit, ſie ſei beveit, dahin zu wirken, daß die Reichs
regierung für ſoll Rohmaterialien, die für unſern
Handel und das Hankwerk unentbehrlich ſeien, Ausfuhr-
verbote erlaſſe, daß das neue Feuerbeſtattungs-
geſetz mangels genügenden Studienmaterials noch nicht ein
gebracht werden könnte, deß bei der Reichsregierung Schritte
getan ſeien, um eine ausreichende Verſorgung der
Jmker mit Zucker zu veranlaſſen und daß Vorbereitungen
etroffen ſeien, um den Anſiedlern aus den abzutretenden
tlichen Gebieten nötigenfalls Siedlungsland zuzuweiſen.

Auf eine förmliche Anfrage von Zentrumsmitgliedern be
züglich der Preisfeſtſetzung für die an die Entente
abzuliefernden Milchkühe antwortete die Regierung,
daß kein Anlaß vorliege, bei der Reichsregierung die Preis-
erhöhung zu beantragen.

Abg. Ehlers Frankfurt a. M. (Dem.): Die Antwort der Re
gierung iſt auf tiefſte zu bedauern. Wenn die Landwirte
wegen der niedrigen Abgabepreiſe nicht in der Lage ſind, ſich
andere Milchkühe zu beſchaffen, dann wird die Volksgeſundheit
ſchwer geſchädigt werden.

Abg. v. d. Oſten (Deutſchnat.). Wir ſind mit der Er

z der h keiner Weiſe einverſtanden. Man kann den dwirten nicht ſo große Opfer
für die Allgemeinheit zumuten. Bei der Papier wirtſchaft
werden die Marktpreiſe noch weiter ſteigen. Die Produk
tionsfähigkeit der Landwirtſchaft darf nicht be
einträchtigt werden, und deshalb müſſen die Richt preiſe für
das Vieh revidiert werden. Man kann dem kleineren Bauern
nicht zumuten, daß er ſich wegen der Entſchädigung erſt an das
Reichswirtſchaftsgericht wendet,

Abg. PetersHochdonn (Soz.)“ Die Richtpreiſe für
die Kühe müſſen erhöht werden. Man ſollte einen Teil der
Kühe zunächſt durch freihändigen Ankauf aufgzubrin uchen.Abg. Klausner (U. S.): Bei den Enteignungen on die
Regierung hüten, etwa gerade ſolchen Leuten, ſich politiſch
mißliebig gemacht haben, die Kühe

Abg. Stendel „D. Vpt.): Das
genommen werden, t der
Transportriſiko zu tragen hat.

Die Ausſprache ſchließt.
Es folgt die erſte Beratung des Geſeßentwurfs zur h

tigung der Konflikterhebung bei gerichtlichen Verfolgungen der
Beamten wegen Amtshandlungen.

Die Vorlage geht an den Rechtsausſchuß.
Hierauf wird die geſtern abgebrochene gemeinſchaftliche Be

ſprechung der förmlichen Anfrage über die Verſorgung der

unehmen.Vieh muß am Standorte ab

Landwirt nicht auch noch das

(Nachdruck verboten.)

Das Spiel mit dem Tode
24] Roman von Lola Stein.

„Amerikanisches Copyright 19190 by Carl Duncker, Berlin.“

Er konnte ſich heute nicht konzentrieren. Jmmer mußte
er an Maja denken, an ihr Erbleichen, ihr Zittern. Bereute
ſie ſchon, ihm das Verſprechen gegeben zu haben? Wollte
ſie vielleicht gar nicht heraus aus der Miſere dieſer Ehe?
Nein, nein, das konnte nicht ſein!

Aber ſie fürchtete ihren Mann, unſagbar fürchtete ſie
ſeine Heftigkeit, ſeinen brutalen Zorn.

„Verirrte Taube“, dochte der Mann voll tiefer Zärtlich-
keit, „Geliebte! Geliebte!“

Würde ſeine Mahnun nun nützen? Würde ſie han-
deln? Und was würde dann ſein?

Er ſelbſt glaubte ſeit langem nicht mehr an die Mög-
lichkeit einer Scheidung. Er wußte nun auch, daß der Ober-
landesgerichtsrat ſein Weib freiwillig niemals laſſen würde.
Und daß Maja nie die Kraft finden würde, den Geſetzen
zum Trotz an der Seite eines liebenden und geliebten
Mannes zu leben, erkannte er mit ſchmerzlicher Deutlichkeit
von Tag zu Tag mehr.

Vielleicht verſchlimmerte eine Ausſprache zwiſchen den
Ehegatten alles nur noch? Vielleicht ward das leiſe Miß
trauen, das Hermann Lindner gegen ihn hegte, ſtärker,
wenn Maja von der Möglichkeit einer Scheidung ſprach?
Vielleicht empfing er ihn dann überhaupt nicht mehr?

Dem Mann wurde heiß und ſchwül zu Sinn bei dieſen
Vorſtellungen. Doch ſei es darum etwas mußte ge
ſchehen, etwas mußte gewagt werden ſo ging das Leben

nicht weiter. u
Aber er vermochte es nicht, in den nächſten Tagen in

den zu fahren. Ein unbeſtimmtes Grauen
hielt ihn fern, die Angſt. es könnte das letzte Mal ſein, daß
er die weiße Villa betrat.

und Stick undd et e e e ae e eau e unerſchwAbg. Schreiber D. Srnährngen tiſche macht
bankrott, wenn keine Aenderung des Zwangsſyſtems eintritt.
Wir müſſen zu einer vernünftigen Plan wirtſchaft
kommen, die die Steigerung der Erzeugung ſichert. Für den
Antrag Kanitz, der die r der Zwangswirt
ſchaft für Oſt- und Weſtpreußen v können wir
nicht ein

Abg. von Keſſel (Deutſchnat.) Die Zwangswirt
ſchaft muß, ausgenommen für Brot, Getreide und auf

e hoben werden. Eine ausreichende Zuckerproduktion
t unter Beibehaltung der V undenkbar.

Abg. Mehrhof (U. S.): ie verrückte Politik der Regierung
ſteigert nur die Gewinnſucht der Landwirte. Es bedarf einer
S ne und des ernſten Willens ihrer Durch
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meinen Antrag ab. Die Regierung werde alles daran ſ z
ndern.

rung hat
meines Antrages irgend
Inzwiſchen iſt

das Schiebertum in Oſtpreußen
ungeheuer gewachſen. Abg. Hoffmann.) Es gibt
nicht nur Schieber bei den bürgerlichen Parteien, ſondern auch
bei den Unabhängigen. Daß Oſtpreußen kein Getreide liefert,
kommt durch das Schiebertum. Der Zuſtand, daß in der Provinz
zwei verſchiedene Wirtſchaftsſyſteme beſtehen,wirkt einfach kataſtrophal. Man ſieht überall ein abſolutes
Chaos. Die Regierung iſt durchaus nicht ſo ängſtlich geweſen
mit der Bevorzugung beſonders bedrängter Gebiete, z. B. Ober
ſchleſien, für Oſtpreußen hat ſie aber nichts übrig. Die Ver
e Se arra ens mit Kohlen iſt gechädigt, da die Polen die Kohlen für ſich behalten Vom oſt
preußiſchen Viehhandelsverband werden über 334 Millionen Mark
vom preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter Braun und vom
Finanzminiſter verlangt. Das trägt nicht gerade zur Reichs
freudigkeit bei. (Zuruf rechts: Sehr wahr! Wie in Ober
ſchleſien)) Bei der Reichsräteſtelle in Berlin herrſcht ein ebenſo
leichtfertiger Optimismus. Der Landwirtſchaftsminiſter Braun
hat der Regierung in die Luke geſpuckt, indem er den Landarbei-
tern das Deputat in Ausſicht ſtellte. Das lieſen ſich die Land
arbeiter nicht zweimal ſagen, ſie haben ihr Deputat, das durch
ſchnittlich 20 Prozent der Roggenernte beträgt, weg. Am bedenk-
lichſten iſt die Unaufrichtigkeit, aus der das Prämien-
ſyſtem geboren iſt. Allein die Reichsgetreideſtelle macht ein
nettes Geſchäft damit, da ſie 10 Mark pro Zentner verdient. Wie
es heißt, wird dieſes Geld von der Landwirtſchaft für aus
ländiſchen Getreideankauf verwandt. (Hört, hört!)
Die Schweinepreiſepolitik iſt der reine Flohzirkus.
(Heiterkeit.) Wiegt ein Schwein 99 Pfund, dann bekommt der
Landwirt beinahe das Doppelte von dem, wenn es 100 Pfund
wiegt. Jch verſtehe nicht, wie die Mehrheitsparteien ſich ſo eine
Stümperei gefallen laſſen. Die ſtaatspolitiſchem Dummheiten
der alten Regierung geben der neuen nicht das Recht, ſie mitzu-
machen. (Zuſtimmung.) Mein Antrag bezüglich Oſtpreußens iſt
heute von der Zeit überholt. Jch ziehe ihn zurück und behalte
mir für ſpäter einen neuen Antrag vor.

Unterſtaatsſekretär Ramm i mit, daß die Ueberſchüſſe der
Viehhandelsverbände größtent der Förderung der Viehgzucht
zugute kämen.

Unterſtaatsſekretär Peters: Wir wollen in der Ernährungs
fürſorge alle an einer Stange ziehen. Jnwieweit wir die Zwangs-
wirtſchaft aufgeben können, wird wefentlich von der nächſten
Ernte abhängen.

Ein Kommiſſar des Eiſenbahnminiſters tritt der An
nahme entgegen, daß Oſtpreußen von der oberſchleſiſchen
Kohlenzufuhr abgeſchnitten ſei.

Die Beratung wird abgebrochen.
Dienstag 12 Uhr: Fortſetzung.

Rückgang der Arbeitsleiſtungen
Berlin, 23. Januar.

Der Reporaturbeſtand der Lokomotiven iſt, obwohl das Loko
motivperſonal ſich der Pflege ſeiner Maſchinen mit erfreulicher
Sorgfalt widmet, wiederum erheblich geſtiegen, weil dieLeiſtungen der Werkſtätten zurückgehen. Auch die Zahl der auf
Ausbeſſerung wartenden, aber wegen der ungenügenden Arbeits
leiſtung der Werkſtätten noch nicht in Arbeit genommenen Loko-
motiven iſt infolgedeſſen weiter in die Höhe Während
ſie im letzten Halbjahr 1919 auf 1600 bis 1800 ſtand, betrug ſie
Mitte Januar 1920 weit über 1800.

Nach vier Tagen hielt er es nicht länger aus. Er fuhr
zur Teeſtunde zu Lindners und wurde ſofort angenommen.

Es war ein linder und lauer Vorfrühlingstag im März,
aber die Zimmer im Lindnerſchen Hauſe waren überhitzt,
die Fenſter dicht geſchloſſen und der Oberlandesgerichtsrat ſaß
wie gewöhnlich im ſchweren ſeidenen Schlafrock fröſtelnd
und ſchlechteſter Laune nahe am Kamin.

Er begrüßte ſeinen Gaſt unliebenswürdig. Seine Stief-
mutter war anweſend. Sie ſaß mit Maja im Erker ihres
Zimmers. Maja erſchien noch ſtiller als ſonſt, und als
Raoul Bronſart ſie ſcharf betrachtete, ſah er dunkle Schatten
unter ihren wundervollen Augen und die Spuren von heim
lich vergoſſenen Tränen auf ihren Wangen.

Er ſetzte ſich unruhig und elend zu dem Hausherrn und
begann von allen möglichen Dingen zu ſprechen. Aber
Hermann Lindner antwortete kaum, wenn er den Mund
öffnete, ſo geſchah es nur, um zu klagen und über ſeinen
Zuſtand zu jammern.

„Sie haben ja ein Mittel, was Jhnen hilft, ſo brauchen
Sie es doch, wenn Sie ſich ſo elend fühlen,“ ſagte Bronſart
endlich brüsk.

Der Oberlandesgerichtsrat warf ihm einen böſen Blick
zu, nie war wieder von der Morphiumleidenſchaft Lindners
zwiſchen ihnen geſprochen, er fand es empörend und taktlos
i Schriftſteller, zu betonen, daß er um ſein Geheimnis
mußte.

Er blickte zu den beiden Frauen hin, argwöhniſch, haſtig,
ſie ſprachen ganz ruhig miteinander, nein, ſie hatten nichts
gehört. Dann raunte er wütend, zu Bronſart gewandt:

„Sie zeichnen ſich heute durch Taktgefühl und Liebens-
würdigkeit aus, Doktor.“ Der lachte kurz und höhniſch.
Er war des Verſteckſpielens müde.

Jrn dieſem Augenblick rollte das Mädchen den Teetiſch
ins Zimmer. Die Hausfrau bat zum Tee.

Es wurde eine ungemütliche Stunde. Man merkte, daß
zwiſchen dem Ehepaar etwas nicht ſtimmte, Raoul Bronſart
gab ſich wenig Mühe, ſeine ſchlechte Laune zu verbergen, er
konnte einfach nicht mehr. Nur die alte Frau Lindner ſchien

Der Abtransport aus Frankreich
Berlin, 28. Januar.

Die Reichszentralſtelle für Kriegs und Zivilgefangene
mit: Der auf vier Linien erfolgende Abtransport v
linksrheiniſchbeheimateten Kriegsgefangen,
aus Frankreich iſt ſeit dem 20. Januar im vollen Gange.

dem franzöſiſchen Hinterlande werden die Hein
kehrerzüge vom 25. Januar an, abgelaſſen, und zwar
zwei Tage ein Zug der Mannſchaften und alle vier Tage
für Offiziere. Da die Linksrheiner, die im franzöſiſchen Hi
land interniert ſind, mit vier Zügen reſtlos abbefördert wer
können, beginnt der Abtransport der Unteroffiziere und ar
ſchaften, die aus dem franzöſiſchen Hinterlande in das unbe

ſetzte Deutſchland einzubefördern ſind, am 29. Januge
der der Offigiere am 1. Februar.

Der Schrei nach dem Wirtſchaftsdiktato
München, 28. Januar.

Im Finanzausſchuß des bayeriſchen Landtages erklärte de
der Bahyeriſchen Volkspartei, Chefredakten

eheimrat Held aus Regensburg: Die verkehrte Preisyolis
der Regierung, die die Produktion des Landwirte
unter Höchſtpreis ſtelle, ſeinen Bedarf aber
dürfe nicht weiter werden. Profeſſor
bauer von der yeriſchen Volkspartei, Direkto
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftszentrale in Regensburg
Adlatus ihres Generaldirektors Geheimrats Dr. Heim, verlangh
den Wirtſchaftsdiktator, der uns allein noch retten könne. De
Dinge müßten unter allen Umſtänden noch erzwungen werden
1. längere Arbeitszeit, 2. äußerſte Arbeitsleiſtung, 8. gewaltſam
Unterdrückung aller Streiks. Wir müſſen uns auf 10 Jahre ar
den geſchloſſenen Wirtſchaftsſtaat einrichten. Wenn das Reichs
wirtſchaftsminiſterium das nicht einſehe, ſei ihm nicht zu helfen

Ein Urteil über Clemenceau
Paris, 23. Januar.

Robert de Jouvenel beſchäftigt ſich im „Oeuvre“ m
dem Abdanken Clemenceaus und gibt einen A
wieder, den er am 19. Juni über Clemenceau geſchrieben ha
deſſen Veröffentlichung die Zenſur aber verbot. Jn dem Artikeh
ſagte Jouvenel u. a.: Wenn Clemenceau nach der
Panama- Affäre geſtorben wäre, hätte er einen der

traurigſten Reputationen der Geſchichte hinterlaſſen,
wenn er am 12. November 1918 geſtorben wäre, wäre er in de
Erinnerung als einer der glorreichſten Männer unter
den Franzoſen geblieben. Aber Clemenceau ſtarb n
weder nach Panama noch nach dem Sieg. Das beweiſt, daß da
Leben gerechter iſt, als man glaubt. Schon vorgeſtern hat man
in Verſailles darauf verzichtet, ihn den Retter des Vatet,
landes zu nennen.

Clemenceau hat den Krieg gewonnen.
Drei engliſche Bataillone

für die Kbſtimmungsgebiete
London, 23. Januar.

Das Kriegsminiſterium teilt amtlich mit, daß es ſeine Le
ſtimmungen bezüglich der Entſendung engliſcher Truppen in die
deutſchen Abſtimmungsgebiete geändert habe. Es ſoll ſich
ein Bataillon am 22. Januar nach Flensburg begeben,
ſpäterhin ein Bataillon nach Schleſien und Danzig, und
ein drittes nach Allenſtein.

Die Unruhen in Irland
Amſterdam, 23. Januar.

Wie „Telegraaf“ aus London meldet, ſind in Dublin Ge
rüchte über ernſte Unruhen in der iriſchen Stadt
Thurles eingetroffen. Nachdem ein Polizeiagent auf der
Straße h ernſtlich verwundet worden war, erſchien
Polizei und Militär, die auf die Häuſer Salven abgaben und
mit Gewehrkolben die Fenſter einſchlugen. Jn einigen Fällen
wurden Handgranaten in Häuſer geworfen.
völkerung der Stadt entſtand infolge des zwei Stunden anhalten
den Feuerns eine große Panik.

britiſchen Arbeiterpartei, die ſich augenblicklich in Jrland auf-
halten, geſtern die Stadt Thurles beſucht und ſich die Häuſer und
Büros zeigen laſſen, die infolge der Schießerei zerſtört worden
ſind. Polizei und Militär werden beſchuldigt, die Stadt
terroriſiert zu haben. Der Schaden wird auf 5000 Pfund
geſchätzt.

unbefangen und heiter zu ſein, obgleich auch ihr die Ver
ſtimmung ihrer Kinder nicht entgangen war.

Nach dem Tee gingen ſie ins Herrenzimmer, Bronſart
ſchlug eine Schachpartie vor, aber der Hausherr lehnte zum
erſtenmal ab.

„Dann alſo nicht,“ ſagte der Schriftſteller kurz.
Jhnen allen zur Erlöſung kam Erika Kürſchner. Sie

fragte nach der Reiſe, die für Mitte April geplant war er
kundigte ſich nach Majas Frühjahrsausſtattung und bat, die
neuen Kleider und Hüte und Mäntel ſehen zu dürfen.
Maja erhob ſich bereitwillig, ſie ſehnte ſich, aus der ſchwülen
Stimmung herauszukommen.

„Kommſt du mit uns, Mama?“ fragte ſie.
Aber Frau Lindner ſchüttelte den Kopf. „Geht nur

allein, Kinder. Gewiß habt ihr euch allerhand zu erzählen
und außerdem habe ich deine Sachen ja ſchon bewundert,
Maja.“

Jn Wahrheit ſchien es ihr nicht ratſam zu ſein, i
beiden Männer in ihrer gereizten Stimmung allein mitein
ander zu laſſen. Auch wollte ſie wiſſen, ob etwas Beſon
deres geſchehen war. Denn die
Schwiegertochter tat ihr leid.

„Was iſt denn vorgefallen,“ fragte ſie, als die jungen
Damen das Zimmer verlaſſen, „warum hat Maja geweint?
Dr. Bronſart iſt ja ein ſo intimer Freund eures Hauſes
n i in ſeiner Gegenwart ruhig danach fragen kann, nicht

ahr?“
Hermann Lindner ſagte wütend: „Etwas Unglaublich

iſt geſchehen. Ja, es ſchadet nichts, wenn der Doktor da
mit anhört. Jch ſagte ihm ja immer, er ſoll froh ſein, daß
er nicht verheiratet iſt.

Alſo wir hatten. irgendeine Meinungsdifferenz, Maſa
und ich, wie das in jeder Ehe vorzukommen pflegt. Und da
ſagt mir meine Frau ganz direkt und ſchamlos ins Geſicht,
wenn mir alles und jedes an ihr nicht paſſe, ſo ſolle ich ſie
doch freilaſſen, ſo ſtände ja nichts im Wege daß wir uns
trennen könnten.

(Fortſetzung folat.)

Retter des Vaterlandes, ſagt Jouveneh
das dürfen wir nicht ſo raſch vergeſſen, iſt der franzöſiſgel
Soldat. Er allein hat ein Recht auf den Titel, er und nicht
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a, 22. Jan. (Generalſtreik.) Mit dem am
bereits in den Ausſtand getretenen Holz
der Baufirmen auf dem Leunawerk haben ſich die

Holzwerkſtätten des Werkes ſelbſt ſolidariſch erklärt
in den Ausſtand getreten. Die Werksleitung kündigte

nd Anſchlage an, daß ſie dieſe Arbeiter entlaſſen würde-
T t umgehend die Arbeit wieder aufnehmen. Darauf-
b ſe ſich die übrigen Arbeiter mit den Streikenden ſoli

i lärt, ſo daß mit einem allgemeinen Streik der
es zu rechnen iſt.
23. Januar, r den

ellpreiſen) iſt hier jetzt mit dem Raubzeug
gufgeräumt worden. Die Füchſe, die hier recht

abgeſchoſſen oder 9
e

wandern meiſt nach England zur Zhlinder-
ation.m gordhauſen, 22. Jan (EEin Fehlbetrag vone Million Mark) ſtellte ſich im ſtädti

mer tat heraus. Der Magiſtrat ſchlug vor, zu den be
en g60 Prozent Kommunalzuſchlag noch 100 Prozent zu
i und für die Realſteuern eine fünftes Steuervierteljahr
chen. Die Stadtverordnetenverſammlung beſchloß jedoch,
Mfnden Jahre nur die Hälfte des Fehlbetrages zu decken.
(öthen, 28. Januar. (Jn dem Ausſtand der
e idergeſelden), der unter Bruch des Tarifs von den

e hmern in Csthen, Bernburg und Zerbſt verkündet
n iſt, war einie Einigung bisher nicht zu erzielen, obwohl
e Arbeitgeber nicht am Entgegenkommen

fehlen laſſen. Außer L Wrär d 70 evom 1. Märgz den Verhältniſſen angepaßte, at hen mittelpreiſe ſteigende Teuerungszuſchüſſe. Die Arbeit

aber beſtanden auf

ma
jeiterne ter

ten Pelegſchaft des Leunaw
z queſtenberg (Kr. Sangerhauſen),

en

rig horkamen, ſind von den Jägernderen wegen ihres teuren Felles vergiftet worden.

ſenfelle

ugr.

ihrer 50progzentigen Lohnerhöhung.
e haben die Arbeitgeber jeht die Entſcheidung des Schlich

es angerufen.hen 33. ar. Notwohnungen. Auch
ne „Geheimſchlachtung“!) Von den ſeitens der Stadt

waltung in den ehemaligen ttbaracken auf dem Vieh
brkgglatze eingerichteten Notwohnungen ſind 14 bereits

g geſtellt und begogen, 8 werden noch im Laufe des Monats
ereit die anderen 15 ſollen bis zum 1. April fertig

en. Mehr Raum ſteht leider nicht zur Verfügung. Von
nungen ſind etwa 20 kleinere, aus Stube, Kammer, Küche,
Wenkeller, Speiſekammer und Flur beſtehend; die größeren
nungen enthalten eine Stube mehr. Jede Wohnung hat
oneren Eingang und ein Stückchen Gartenland. Die Woh
en erfreuen ſich großer Beliebtheit; es liegen viel mehr

dungen vor, als Wohnungen hergeſtellt werden Wnnen.
inzu kommt allerdings, daß die Wohnungsnot hier außer
entch groß iſt; bisher liegen gegen 800 Meldungen von
hnungſuchenden vor. Sehr teuer wird natürlich die Ge
ite, denn bis jetzt ſind allein 280 000 Mark an Reichs und

tezuſchüſſen verwendet worden. Im benachbarten Groß
degaſt hatte der Gaſtwirt Strauß eine große Katze mit be
der ſchönem Fell ins Jenſeits befördert, um das Pelzwerk

gewinnen. Eifrige „Freunde“ hörten aber etwas von einer
heimſchlachtung, denachrichtigten die Behörde, und Ortsvor
er und Wachtmeiſter rückten an, um das ganze Haus nach
m Schlachtgut zu durchſuchen. Die Lacher hatte ſchließlich

er der Wirt auf ſeiner Seite.
Weimar, 22. Januar. (Jn der heutigen 86. Sitzung

z Thüringer Volksrats) wurde zunächſt eine Jnter-
ation vom Dienstag wegen des Belagerungszuſtandes vom
gatsrat Hofmann dahingehend beantwortet, daß man von
en des Staatsrates den Belagerungszuſtand weder

r zweckmäßig noch für notwendig hält. Man erwartet, daß bei
r Verhängung des Ausnahmezuſtandes vorher mit den Mini

Rückſprache genommen werde. Ferner erklärte Staats
t hofmann im Namen des Staatsrats von Thüringen ſich mit
m auch hier ſtattgehabten Zeitungsverboten nicht ein
ſtanden. Hierauf trat man in die Tagesordnung ein. Es
jude zunächſt der Antrag Dr. Bielfeld angenommen, der den
datsrat erſucht, bei der Neueinrichtung von Reichs
ellen darauf zu ſehen, daß dieſe in die ehemaligen
jüringi ſchen Reſidenzſtädte gelegt werden. Ein
inmig angenommen wurde hierauf der Geſetzentwurf über den
laß von. Verordnungen zur Ausführung der Reichs
ſetze. Einſtimmig genehmigt wurde ſodann noch ein An
der Abgeordnetin Frau Glaue um Zulaſſung von

tauen zur Vgrberatung von Geſetzentwürfen. Zum
ähluß wurde die Vorlage, nach der 800 000 Mark zur Ver-
gung von Saatkartoffeln bereitgeſtellt werden ſollen, nach
zer Ausſprache einſtimmig angenommen. Vom Präſidenten
durde noch mitgeteilt, daß das Schulnotgeſetz am Mitt-
och kommender Woche auf die Tagesordnung geſetzt wird.

A Weimar, 22. Januar. (Das GErziehungsinſtitut
ophienſtift) iſt in einem feierlichen Akt an die Stadt
Leimar übergeben worden. Jn Anweſenheit eines Ver
teters des ehemaligen Großherzogs und des Sophienſtifts
leguums hielt als Vertreter des weimariſchen Kultus
tiniſteriums Staatsminiſter Dr. Paulßen eine längere An
woche, in der er beſonders der hohen Stifterin, der Großher
in Sophie, in Dankbarkeit gedachte, worauf Oberbürger
eiſter Dr. Donndorf die Anſtalt in den Beſitz der Stadt
bernahm und in einer längeren Rede verſprach, das Jnſtitut
Geiſte der Stifterin auch weiter erhalten zu wollen. Das

ler den Bildungsanſtalten Thüringens rühmlichſt bekannte
ſtitut wurde am 25. Dezember 1853 mit Statuten verſehen
nd am 8. April 1854 mit ungefähr 80 Schülerinnen im Frorieg-
den Hauſe in der Bürgerſchulſtraße eröffnet. Das neue der
iige Gebäude wurde am 18. November 1878 feierlich einge-
eiht und am 20. November in Benutzung genommen. Die
rohherzogin Sophie war bis zu ihrem Tode Protektorin der
ſtalt, die dann unter dem Protektorat der Großherzogin

ſo)ora ſtand und zehn Klaſſen umfaßt. Mit dem Jnſtitut iſt
e Frauenſchule (Oberlyzeum) verbunden, in der junge Mäd-

en mit höherer Mädchenſchulbildung aufgenommen werden,
mindeſtens ſechs Wochenſtunden belegen. Ob die Anſtalt

h der Schaffung des neuen Volksſchulgeſetzes für Thüringen
ihrer Organiſation eine Aenderung erfährt, iſt gegenwärtig

nicht zu ſagen.

Botha, 22. Januar. (Die Theaterkommiſſion)u mit Direktor Strickrodt einen fünfjährigen Vertrag ab
ſSloſſen und ihn als Jntendanten des Gothaiſchen Landes
ters mit einem feſten Jahresgehalt angeſtelkt.

Leipzig, 22. Januar. (Die kritiſche Meſſe.) An
ch einer Debatte in der Stadtverordnetenſitzung über den

a proviſoriſcher Meßhallen erklärte der Leipziger Ober
ermeiſter Dr. Rothe, daß die nächſte Meſſe eine
tiſche Meſſe ſein werde. Frankfurt habe ſeine Meſſe

er die Leipziger gelegt, um alle diejenigen Ausſteller an ſich
Fehen, die in Leipzig nicht unterkommen könnten, und ſie
h längere Verträge zu feſſeln. Deshalb müſſe Leipgig mög
t alle Ausſteller in günſtig gelegenen Räumen unter
angen ſuchen, und zwar bei nicht zu hohen Mietpreiſen. Die
Re Meſſe müſſe ſo geſtaltet werden, daß ſie einen vollen Er

Leipzig bedeute.

tſtundenarbeits-Seipzig, 28. Januar. (Kein A
Dem Beſchluß des

beſchloß der Rat der Stadt
in den Krank Quſemenau ſchuſes enſhreserb bat

Leipgig, die Einflihrung des Achtſtundenarbeitsdages
Pflegeperſonal in den Krankenhäuſern als zurzeit
durchführbar abgulehnen.

Leipzig, 28. Januar. (Die Nötigung des Ober-
bürgermeiſters Dr. Rothe) zur Herausgabe von 400 000
Mark ſtädtiſcher Gelder an den Arbeiter und Soldatenrat wäh-
rend des Generalſtreiks im März 1919 beſchäftigte das
Reichsgericht. Das Landgericht Leipzig hat am 12. Juli vorigen
Jahres feſtgeſtellt, daß der Abgeordnete Friedrich Geyer,
den noch nicht verhandelt werden konnte, weil er Mitglied
Nationalverſammlung iſt, die fragliche Summe vom Oberbür
meiſter durch Drohung mit Gewalt erpreßt hat. Der Vige
vorſteher des Stadtverordneten Kollegiums Filialleiter Scheib
und der Stadtverordnete Kaufmann Krug, gegen welche allein
verhandelt wurde, ſind wegen gemeinſchaftlich begangener Nöti-
gung des Oberbürgermeiſters zu je vier Monaten Gefängnis
verurteilt worden. Die von ihnen eingelegte Reviſion wurde
durch den Verteidi Rechtsanwalt Herzfeld-Berlin und die An
geklagten perſönlich in längeren Reden begründet. Das Reichs
gericht vertagte nach zweiſtündiger Beratung die Entſcheidung
auf den 20. Februar.

Volkswtv ſchaſt
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original Meldungen detz
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtatte

Aktiengeſellſchaften
Halleſche Pfännerſchaft A.-G. Unter dieſer Ueberſchrift

brachten wir geſtern eine in mehreren anderen Blättern er
ſchienene Notiz, die in ihrer ſprachlichen Formulierung zu Jrv
tümern Anlaß geben kann. Um ſolchen irrtümlichen Auslegun
L vorzubeugen, ſtellen wir als Sachverhalt folgendes feſt:

n der außerordentlichen Generalverſammlung der Pfänner-
chaft vom 20. D ber v. J. hatten Vorſtand und Aufſichtsrat

beantragt, die 5 Millionen neu aufzulegender Aktien in der
St zu verteile daß 8 Millionen Mark der Mansfelder
Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft zu 105 Proz. übergeben und
2 Millionen Mark den Aktionären zu 106 Proz. angeboten werden
ſollten. Demgegenüber ſtellte Herr Juſtizrat Peters den An
trag, die geſamten neu auszugebenden 5 Millionen den Aktio-
nären in entſprechendem Verhältnis anzubieten. Dieſer Antrag
wurde jedoch abgelehnt und der Antrag des Vorſtandes ange
nommen. Da die Machtgeber des Herrn Juſtizrat Peters auf
dem Standpunkte ſtanden, daß der von der Generalverſamm-
lu gefaßte Beſchluß für die Pfännerſchaft ſchädlich iſt, ließen
ſie durch ihn die Anfechtungsklage erheben, für welche der erſte
Termin am 20. Februar anſteht. Soweit der Sachverhalt, aus
dem hervorgeht, daß die Notiz, die wir vorgeſtern abend übernom
men haben, die ſachliche Unrichtigkeit enthielt, daß Herr Juſtizrat
Peters in der Generalverſammlung am 20. Dezember einen „ver
mutlich ausländiſchen Kapitaliſten“ vertreten hätte. Wer die
Ma er des Herrn Juſtizrat Peters ſind, iſt nicht bekannt,
ſicher aber iſt, daß es ſich keineswegs um ausländiſche Kapita
liſten, alſo um den Verſuch handelt, den Einfluß ausländiſchen
Kapitals auf unſere heimiſche Induſtrie zu fördern. Aus
ländiſche Kapitaliſten werden in Herrn Juſtizrat Peters niemals
den Vertreter ihrer Intereſſen finden. Die uns mitgeteilte Notiz
verrät offenbar tendenziöſe Abſichten eines

Jahre 1765 veBraunſchweigiſche Staatsbank. Die im
gründete Braunſchweigiſche Leihhausanſtalt iſt durch das am
16. Januar in getretene Braunſchweigiſche Geſetz vom
20. Dezember 1919 zur Staatsbank umgewandelt worden.

Kapitalserhöhung der Laurahütte. Die Vereinigte Königs
und Laurahütte Akt.Geſ. in Berlin beruft eine außerordentliche
Generalverſammlung ein zwecks Erhöhung des Grundkapitals
von 86 auf 54 Millionen Mark.

Induſtrie, Hanclel, Hanclwerk
Leipziger Meßabzeichen. Die Meßabgeichen für Ein

käufer koſten für die Frühjahrsmeſſe 1920 bei vorheriger Be
ſtellung bis 20. Februar 5 M., ſpäter 7,50 M. Der Betrag iſt
nicht gleichzeitig mit einzuſchicken, ſondern die Zuſendung der
Abzeichen erfolgt ausſchließlich durch Nachnahmebrief. Die Er
höhung des Preiſes machte ſich notwendig, um den Andrang des
nur ſchauluſtigen Publikums zu den Meßpaläſten noch mehr als
bisher einzuſchränken. Außerdem ſprach der fortgeſetzt ſinkende
Geldwert für die Erhöhung der Gebühr, deren Erträgniſſe be-
kanntlich zu Propagandazwecken für das Meßamt Verwendung
finden. Durch die Ermäßigung des Preifes des Abzeichens von
7,50 M. auf 5 M. bei rechtzeitiger Vorausbeſtellung (d. h. bis
10 Tage vor Meßbeginn) hofft man den übermäßigen Andrang
an den Schaltern des Meßamts während der erſten Meßtage zu
mildern und zugleich unnötiges Warten und damit verbundenen
Zeitverluſt zu verhüten. Das Ausſteller-Abzeichen,
das zum Eintritt in ſämtliche Meßhäuſer, ſowie zum Eintritt in
die Entwurfs und Modellmeſſe (zu letzterer in Verbindung mit
einer beſonders ausgeſtellten Eintrittskarte) berechtigt, iſt im
Preiſe nicht erhöht worden, ſondern koſtet unverändert 8 M.
Bekanntlich gibt das Meßamt daneben noch unentgeltliche Aus

ſtellekarten ab, die aber lediglich zum Betreten desjenigen Meß-
hauſes berechtigen, in dem die betreffende Firma gemietet hat.
Sämtliche Abzeichen und ſonſtigen Ausweiſe gelten ſowohl für
die Allgemeine Muſtermeſſe (29. Februar bis 6. März)
als für die getrennt davon ſtattfindende Techniſche
Meſſe (14. bis 20. März 1920).

Neue Ausfuhrverbote. Durch Bekanntmachung des Reichs
wirtſchaftsminiſters im „Reichsanzeiger“ wird die Ausfuhr folgen
der Waren ohne Bewilligung des Reichskommiſſars für Aus
und Einfuhrbewilligung verboten: Leder und Lederwaren,
Kürſchnerwaren, Waren aus Därmen (Abſchnitt VI des Zoll
tarifs), jedoch mit gewiſſen Ausnahmen; Holz waren (Ab-
ſchnitt X B des Zolltarifs). Ferner erfolgt die Aufhebung der
Ermächtigung der Zollſtellen, die Ausfuhr von Glühlampen
für elektriſche Taſchenlampen ohne Ausfuhrbe-
willigung zuzulaſſen.

Der neue Zinkpreis. Jn der geſtrigen Sitzung der Zink-
hüttenvereinigung iſt der Preis für Zink auf 650 M. feſtgeſetzt
worden. Bisher war der Shyndikatpreis 510 M.

Verbot der Einfuhr von Kakao. Aus Hamburg wird be
richtet, daß die Reichswirtſchaftsſtelle die Einfuhr von Kakao
bohnen, pulver und maſſe verboten hat.

Berliner Börſenberichte
Die Börſe iſt geſtern ausgefallen.
Produktenbericht. Jn Hafer iſt das Geſchäft ſehr ſtillworden. Die Forderungen dafür waren durchweg höher, ber

die Käufer waren vorſichtig. Erbſen in guter Beſchaffenheit
wurden weiter von den Kommunen lebhaft verlangt. Auch für
Ackerbohnen und Peluſchken beſteht hauptſächlich bei menſch-
lichen Ernährungszwecken Nachfrage. Für alle Futterſtoffe
herrſcht nach wie vor geringer Begehr.

Berliner Metallnotiernngen
Berlin, 23. Januar. Preiſe für 100 kg in Mark. Rafſinade

fer: 2750/2800. Elektrolytkupfer 2900 Orig.-HüttenWeich
blei: 1000- 1050. Hiütten-Robzink: 650, desgl. im freien Verkehr:

980. Orig. Hütten-Aluminium 4100--4300. Banca-Straits-
Billton Zinn 9800--10000. 98 99 Hütten Zinn
98 99 Rein-Nickel 5500/5800. Antimon-Regulus: 1600/1700.

Hafernotierungen:
Bewin, an ändiſcher Hafer, für 1 kg in Mark,0 ab S i r I abe foladeſtation e r

Kirchl. Anzeigen von Halle u. Vororten.
3. Sonntag nach Epiphanias, den 36. Januar 1920.

Zu U. L. Frauen: Vorm. 10 Uhr F. Knoblauch. Nach dem
Gottesdienſt Beichte und heil. Abendmahl; Derſelbe. Kindergottes
dienſte Vorm. 11 Uhr P. Fritze (Gertraudenkapelle), vorm. 11 Uhr
P. Knoblauch (Reformrealgymnaſium). Abends 6 Uhr P. Lic, Bauke.

Marthahaus (Sophienſtr. 6—8) Mittwoch abends 8 Uhr Wochen
andacht; P. Lie. Koepp.

Klinikskapelle (Magdeburgerſtr.): Sonntag mittag 12 Uhr
P. Knoblauch.

St. Ulxrich: Vorm. 10 Uhr P. Heintke. Beichte und Abendmahl
Derſelbe Vorm. 11 Uhr Franck. Kindergottesdienſt (Martinſchule);
P. Heintke. Nachm. 2 Uhr Kindergottesdienſi (Kirche); Oberpf. Richter.
Abends 6 Uhr Kandidat Ett.

Oſt bezirk (Krondorfjerſtr. 62): Vorm. 10 Uhr P. Thiede. Beichte
und Abendmahl: Derſelbe, Vorm. 11 Uhr Kindergottesdienſt; Derfelbe.

Johanneskirche: Vorm. 10 Uhr P. Kindervater. Kindergottest ienſte:
Vorm. 11x Uhr P. Tiſcher, mittags 12 Uhr P. Butz, nachm. 2 Uhr
P. Faßmer. Abends 6 Uhr P. Butz.

Zu St. Moritz: Vorm. 10 Uhr P. Voigt. Vorm, 11 Uhr Kinder
gottesdienſt; Derfelbe, Nachm. 5 Uhr Oberpf. Keller. Beichte und heil.
Abendmahl; Derſelbe

Hoſpital Vorm. 10 Uhr Oberpf. Keller.
St. Georgen: Vorm. 10 Uhr P. Dr. Vahldieck. Kindergottesdienſie:

Vorm. 11 Uhr in der Kirche P. Witte, 11 Uhr in der Kapelle P. Hell-
mann, nachm. 2 Uhr in der Kapelle P. Giſeke. Nachm. 5 Uhr in der Kapelle
P. Witte. Paul Riebeck-Stiſt: Sonntag vorm. 10 Uhr P. Witte.
ProvinzialBlindenanſtalt: Sonntag vorm. 10 Uhr P. Hellmann.
Donnerstag nachm. 5 Uhr Kindergottesdienſt; Derſelbe.

Domkirche (reform. Gemeinde): Vorm. 10 Uhr Domprediger Lie.
Baumann. Vorm. 11 Uhr akadem. Gottesdienſt: Prof. D. Eger.
Vorm, 11 Uhr Kindergottesdienſt (Militärkirche); Dompred. Lie. Bau
mann. Abends 6 Uhr Dompred. Prof. D. Lang. Freitag abends 8 Uhr
Wochenandacht; Dompred. Prof. D, Lang.

St. Laurentiuskirche: Vorm. 10 Ühr P. Förſter. Nachm. 2 Uhr
Kindergottesdienſt (Gemeindehaus); Derſelbe. Abends 6 Uhr ſiehe
Gemeindehaus. Dienstag abends 8 Uhr bibliſche Beſprechung (Gemeinde
haus); P. Förſter.

St. Stephanuskirche: Vorm. 10 Uhr Sup. Meinhof. Vorm. 11 Uhr
Kindergottesdienſt (Gemeindehaus); P. Dr. Hagemeyer. Abends 6 Uhr
Sup. Meinhof (Gemeindehaus). Abends 8 Uhr FamilienAbend (Ge
meindehaus): P. Dr. Hagemeyer. Lichtbilder-Vortrag von Dr. Seelig-
müller „Erinnerungen an Polen Donnerstag abends 8 Uhr Zeit
andacht im Gemeindehaus Sup. Meinhof. Freitag abends 8 Uhr
Mütterabend im Gemeindehaus; P. Ir. Hagemeyer.

Diakoniſſenhaus: Vorm. 10 Uhr Sup. Moehr.
Pauluskirche: Vorm. 10 Uhr P. v. Broecker (Abendmahl). Kinder-

gottesdienſte im Gemeindehaus: Vorm. 11 Uhr P. Haberland, nachm.
2 Uhr P. v. Broecker. Nachm. 5 Uhr P. Haberland (Gemeindehaus).
Dienstag nachm. 5 Uhr Gemeinſchaftsſtunde; P. Haberland. Donnerstag
abends 8 Uhr Männerabend (auch für Frauen) des oberen Bezirks im
Gemeindehaus P. v, Broecker. Herr Oberlehrer Franke über den
großen ſchweizeriſchen Dichter Gottfried Keller.

St. Bartholomäns: Vorm. 10 Uhr Sup. Hellwig. Vorm. 11 Uhr
Kindergottesdienſt; P. Meltzer. Nachm. 2. Uhr Vikar Wind-

St. Petrus: Vorm. 10 Uhr Vikar Wind. Vorm. 11 Uhr Kinder
gottesdienſt: P. Knnitz.

HalleTrotha: Vorm. 10 Uhr P. D. Jenrich. Vorm. 11 Uhr
Kindergottesdienſt Derſelbe. Donnerstag abends 8 Uhr Bibelſtunde;
P. D. Jenrich.

Evang.luth. Gemeinde Weidenplan 4: Vorm. 10 Uhr Gottesdienſt.
Stadtmiſſionshaus Weidenplan 4): Sonntag abends 84 Uhr

Vortrag. Redner P. Winterberg. Sonntag nachm. 5 Uhr Verein
junger Mädchen. Dienstag abends 8 Uhr Bibelſtunde. Mittwoch
abends 81 Uhr Chriſtl. Verein junger Mädchen, Freitag abends 8 Uhr
Allgem. Gebetsſtunde. Familien-Blaukreuzverſammlungen Sonnabend
abends 81 Uhr Weidenplan 4, Dienstag abends 8 Uhr Hohenzollern
ſtraße 11, Freitag abends 8 Uhr Peſtalozziſtr. 4. Filiale Schmied
ſtraße 21: Donnerstag abends S Bibelſtunde. Filiale Lauchſtädter
ſtraße 28: Sonntag abends S Uhr allgemeine Gemeinſchaftsſtunde.

Bund Halleſcher Gemeinſchaften. 1. Domgemeinſchaft Kl. Klaus
ſtraße 12: Dienstag abends 8 Uhr Bibelſt. m. Beſprech. 2. Gemeinſchaft
der Johannesgemeinde Lauchſtädterſtr. 28: Sonntag abends 8 Uhr allgem.
Gemeinſchaftsſtunde. 3. Paulus- Gemeinſchaft Hohenzollernſtraße 11:
Dienstag abends 8 Uhr Gemeinſchaftsſtunde. 4. Gemeinſchaft der Ev.
Stadtmiſſion Weidenplan 4: Dienstag abends 8 Uhr Bibelſtunde mit
Beſprechung.

Chriſtliche Gemeinſchaft Margaretenſtr. 5: Sonntag vorm. 11 Uhr
Kinderſtunde, nachm. 3 Uhr Vereinigung junger Männer, abends 8 Uhr
Evangeliſationsverſammlung. Mittwoch abends 8 Uhr Vereinigung
junger Mädchen. Donnerstag abends 8 Uhr Bibelſtunde.

Gemeinſchaftsſäle, Alte Promenade 8. Sonntag vorm. 10 Uhr
Bibelbeſprechſiunde, vorm. 11 Uhr Kiuderſtunde, abends 8 Uhr öffent
licher Vortrag von Herrn Otto Samuel. Donnerstag abends 8 Uhr
Bibelbeſprechſtunde.

Friedenskirche (Baptiſten) Ludwig Wuchererſtr. 39: Vorm. 9 Uhr
Gebetsandacht, vorm. Uhr Gottesdienſt (Pred. Klinger), vorm. 11 bis
12 Uhr Kindergottesdienſt, nachm. 3 Uhr Gottesdienſt (Pred. Klinger).
Anſchließend Miſſionsabend. Ferner am folgenden Montag, Dienètag
und Mittwoch abends 74 Uhr öffentlicher Schullehrer-Kurſus. Leiter
Pred. Sult-Eilenburg. Nietleben (OQuelgaſſe 220): Vorm.
92 Uhr Gottesdienſt, vorm, 11--12 Uhr Kindergottesdienſt, nachm.

i Peitesdtenß. Donnerstag abends 6 Uhr Verſammlung (Pred.
nger).

Methodiſten-Gemeinde Magdeburgerſtr. 27: Sonntag vorm. 9 Uhr
Gottesdienſt, vorm. 11 Uhr Sonntagsſchule, abends 8 Uhr Gottesdienſt.
Donnerstag abends 8 Uhr Bibelſtunde.

St. Franziskus u. Eliſabethkirche Morg. 7 Uhr Frühmeſſe, vorm.
8 Uhr hl. Meſſe mit Predigt, 4 Uhr Kindergottesdienſt, 10 Uhr Hochamt
mit Predigt, abends 6 Uhr Segensandacht. An den Wochentagen ſind
morgens 7 und 8 Uhr hl. Meſſen.

St. Barbara Kapelle (Barbaraſtr.): Vorm. 9 Uhr Hochamt mit
Predigt, nachm. Uhr Segensandacht.

St. Norbertkirche (Halle-Giebichenſtein): Vorm. 8 Uhr Frühmeſſe,
10 Uhr Hochamt, nachm. 2 Uhr Andacht.

Diemitz: Vorm. 9x Uhr Piedigtaottesdienſt, 10 Uhr Kindergottes-
dienſt Pfarrer Petzold. Freitag abends 8 Uhr bibl. Beſprechung im
Pfarrhaufe.

Ammendorf: Vorm. 10 Uhr Gottesdienſt P. Balthaſar. Nachm.
1 Uhr Kindergottesdienſt; Derſelbe. Beeſener Kirche: Vorm.
10 Uhr Gottesdienſt P. v. Stein.

Radewell Vorm. 10 Uhr Hauptgottesdienſt Sup. Bodenſtein.
Vorm. 11/, Uhr Kindergottesdienſt; Diakon Sann. Donnerstag abends
8 Uhr chriſtliche Gemeinſchaftsſtunde im Pfarrhaus;: Sup. Bodenſſein.

Böllberg: Vorm. 10?/, Uhr Gottesdienſt P. Nitzſchke.
Wörmlitz Vorm. 9 Uhr Gottesdienſt P. Nitzſchke.
Paſſendorf: Vorm. 10 Uhr Spätgottesdienſi.
Dölau Vorm. 11 Uhr Predigtgottesdienſt Hilſspred. Krammiſch
Seeben: Vorm. 10 Uhr P. Bode. Vorm. 11 Uhr Kindergottes.

dienſt Derſelbe.

Wettiner Kirchennachrichten.
3. Sonntag nach Epiphanias, den 25. Januar 1920.

Nikolaikirche: Vorm. 9 Uhr Oberpf. Jeſchke. Vorm. 10 Mk.
Kindergottesdienſt Derſelbe.

Burgkirche: Vorm. 902/, Uhr Burgpred. Calaminus.
Döblitz Nachm. 1 Uhr Oberpf. Jeſchke.

Hauptſchriftleiter: Helmut Bbötté6er.
Berantwortlich für Politik: Helmut Böttcher: für politiſche Nachrichten, Volks
wirtſchaft und Sport Hans Heiling; für den geſamten Lbrigen redaktionellen

Teil: k. V. Erich Sellheim.,
Anzeigenteil: Vaul Kerſten; ſämtlich in Halle a. G.

Otto Thiele, Buch und Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle a. S.
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Der Parteitag des Zentrums
Die Sqhtukſenng

erlin, 23. ugr.Geſtern am letzten Tage des Parteitages
r nach einigen kürzeren Vorträgen folgende acht Ent
4 t angenommen:

Der Reichsparteitag billigt die Darl erder Zentvumsfraktion der Verfa mere de Den en
n ſſunggebenden ſchRationalverſammlung über die er Geſamtlage

ind erſucht die Parteileitung, für die weiteſte Verbreitung der
lben Sorge zu tragen. Der Parteitag erklärt ausdrücklich

ſein Ein verſtändnis mit der Beteiligung des
Zentrums an der Koalitionsregie rung und
ſpricht der Zentrumsfraktion der Nationalverſammlung ſein
vollſtes Vertrauen aus.“
Ein zweiter Beſchluß trägt den Beſchwerden und

Wünſchen des Bauernſtandes in weiteſtem
Maße Rechnung. Es wird in ihm u. g. erklärt, daß derParteitag mit dem Bauernſtande der Auffaſſung ſei, daß eine
baldige planmäßige, dem Geſamtintereſſe gerecht werdende, aber
ſchließlich reſtloſe Aufhebung der Zwangs wirtſchaft
erforderlich iſt und daß in dem zu bildenden Reichswirtſchaftsrat
eine größere Anzahl von Vertretern der Land und Forſtwirt
haft Platz finden ſollen, als dies bisher vorgeſehen ſei.

Ferner wurde beſchloſſen, den akademiſchen Nach
wuchs politiſch zu ſchulen und im Rahmen der Geſamt-
organiſation zuſammenzuſchließen.

Der vierte Beſchluß betont die Anſtrebung einer verſtärk
ten Anwendung des föderaliſtiſchen Syſtems
im einzelſtaatlichen Leben des Deutſchen Reiches.

Ein fünfter Beſchluß erſtreckt ſich auf die Bildung
eines Ausſchuſſes aus Vertretern der Land
wirtſchaft, des Handels, der Jnduſtrie und des Handwerks,
der Arbeiter und Beamtenſchaft, der dem Parteivorſtand beratend
zur Seite ſtehen ſoll. Des weiteren wurde beſchloſſen, ein Reichs
xneralſekretariat der Partei zu bilden.

Eine ausführliche Entſchließung wurde zur Organiſa-
tion der Partei entſprechend den in dem Referat von
Dr. Brauns formulierten Leitſätzen angenommen, Desgleichen
wurde eine Entſchließung über die Parteipreſſe, ihre Auf
gaben und Pflichten, beſchloſſen.

Die übrigen Anträge wurden nach der Anregung des Be
vichterſtatters, des Abgeordneten Herold, je nach ihrer Materie,
dem Parteivorſtande und der Zentrumsfraktion als Material
überwiesen.

Sodann ergriff Reichspoſtminiſter Giesberts das Wort
und führte aus: Neben den großen ſozialen Dingen müſſe manjetzt die ganze Aufgabe der Pontt darin erblicken, die Volks
wirtſchaft wieder auf die Füße zu ſtellen. Die Induſtrie habe
genügend Aufträge, alles ſcheitere jedoch an der Kohlenfrage.
Gelinge es nicht, eine Steigerung der Kohlenproduktion herbei-
zuführen, ſo müſſe die Kataſtrophe eintreten. Ohne einen Jm-
port wird Deutſchland wohl nicht auskommen. Dieſer hänge
jedoch pon den Exportmöglichkeiten ab. An alle in Frage Kom
menden müſſe der Appell gerichtet werden, zu tun, was nur
möglich ſei, um die Förderung der Kohlen zu ſteigern. Nach An

cht der Reichsregierung ſei es undenkbar, daß die Sechsſtunden
icht im Bergbau durchgeführt werde. Bei leichterer Beſchäfti

gung müſſe eventuell eine Verlängerung der Arbeitszeit ein
treten. An das Verantwortungsbewußtſein der Bergleute müſſe
mit größtem Nachdruck appelliert werden, damit ſie alles tun, was
in ihren Kräften ſteht, um die Lebensmöglichkeiten des deutſchen
Volkes zu ſchaffen.

Präſident Fehrenbach: Man müſſe es unterſtreichez,
e die Arbeit Deutſchland noch retten kann, vor allem die
Arbeit im Kohlenbergbau.

Abgeordneter Porſch wies auf die Not in dem durch
Ueberſchwemmung heimgeſuchten Rheingebiet hin.

Abgeordneter Pfarrer Ulitzka-Ratibor: Dieſer erſte
Parteitag der Zentrumspartei werde für viele Angehörige der
Partei auch der letzte Parteitag ſein, da ſie in Kürze Ausländer
würden. Den Scheidenden habe der Parteitag einen warmen
Abſchied zu entbieten.

Alsdann wurde der Reichsparteivorſtand ver
deutſchen Zentrumspartei nach den Vorſchlägen der vorbereiten-
den Kommiſſion durch Zuruf gewählt.

Parteivorſitzender wurde Staatsſekretär a. D. Trim
vorn, Ehrenvorſitzende wurden Präſident Fehrenbach, die
Abgeordneten Herold und Dr. Hintze ſowie Exzellenz
Spahn. Zu ſtellvertretenden Vorſitzenden wurden die Abge
ordneten Burlage, Frau Dransfeld, Dr. Porſch und Miniſter
Stegerwald gewählt. Des weiteren wurde ein vielköpfiger
Parteiausſchuß gewählt.

Zur Abſtimmung in Nord-Schleswig, I. Zone
Die Abſtimmung in der erſten Zone findet am Dienstag,

den 10. Februar 1920, ſtatt. Auf Grund des FreiFahrſcheines,
den jeder Abſtimmberechtigte gegen Abgabe des ihm von Flens-
burg zugehenden Gutſcheines am Fahrkartenſchalter erhält und
der vom 1. Februar bis zum zehnten Tage nach der zweiten Ab
ſtimmung giltig iſt, kann der Nordmärker die fahrplanmäßigen
Züge innerhalh dieſer Zeit benutzen. Außer dieſen fahren 23
Sonderzüge, und zwar 17 ab Hamburg und 6 ab Kiel (Eckern
förde, Flensburg). Ueber die Fahrzeiten der Sonderzüge und
der fahrplanmäßigen, ſowie der Anſchluß-Züge gibt ein Fahr
planheft Auskunft, das jedem Abſtimmberechigten Anfang Fe
bruar zugeſchickt wird. Vorläufig ſei bemerkt: Die Sonderzüge
fahren morgens zwiſchen 5 und 10 Uhr ab Hamburg-Hauptbahn
hof bzw. Kiel (Lübeck), und zwar verkehren am:

m n I Sonyaſend,„2. 2. 7. 2.
(Hamburg--Tondern uſw.) 8 e 1Mittelbahn:

eurg.- Rendeba--Ladergtes) 7 8 1
n:

Kiel Eckernförde --Fl eneburg h 3 1 SLübeck).

Die Sonderzüge haben Anſchluß an die Kleinbahnen in der
erſten Zone. Am Sonntag, den 8. Fehruar, iſt außer
dem in ganz Schleswig -Holſtein nicht der
Sonntags-Fahrplan gültig, ſondern die Züge
fahren in demſelben Umfang wie an Werk-
tagen, Zum Heranbringen der Reiſenden aus Deutſchland
nach Hamburg dient je ein Sonderzug ab Köln, Frankfurt a. M.,
Leipzig, der am Sonngbend abend abfährt und am Sonntag
morcen in Hamburg ankommt. Ab Neubrandenburg fährt ein
Sonderzug am Sonnabend nachmittag, Ankunft in Lübeck oegen
Abend, ab Berlin einer am Sonntag abend, an Hamburg Mon
tag früh. Die in Hamburg bzw. in Lübeck ankommenden Reiſen-
den können am Sonntag oder Montag mit den Sonder- oder
fahrplanmäßigen Zügen weiterfahren. Unterkunft und Ver-
pflegung wird auf Wunſch in Hamburg oder Lübeck unentgeltlich
gewährt. Jn Hamburg, Lübeck und auch an anderen Orten ſind
am Bahnhof Auskunftsſtellen etwa vom 1. bis 20. Februar ein
gerichtet. Hier erhalten die Reiſenden Auskunft über Unter
junft, Vervflegung, Weiterreiſe ukw. Ferner werden an vielen
Stationen der durch Deutſchland und Scohleswig-Holſtein in die
Nordmark führenben Linien hinſichtlich Unterkunft, Vervflegung

Auskunft Vorkehrungen getroffen werden ffir die Reiſenden,
wegen mangelhafter Anſchlüſſe der zy oder abbrinoenden

Neben eder Kleinbahnen zu längerem Aufenthalt genötigt ſind.
fei ausdrücklich darauf hingewieſen, daß in Deutſchlanduſnahme von Schleswig Hokſtein) am

onntag, den 8 Februgarz, der Sonntag-Fahr-
an all ite

Nach der Abſtimmung fahren am NMittwoch, den 11. Februar,
bis Freitag, den 18. Februar, insgeſamt 28 Sonderzüge nach
Hamburg und Kiel (Lübeck). Von hier gehen am gleichen Tage
Abend- bzw. NachtSonderzüge nach Köln, Frankfurt a. M.,
Leipzig, Berlin und Neubrandenburg weiter.

Die Sonderzüge ſind geheizt. Bei der Hin und
Rückfahrt iſt je eine dreimalige Fahrtunterbrechung geſtattet.
Ein kurzer Aufenthalt zur Verpflegung gilt nicht als Fahrtt fleg g Fah
Halle und Amgebung

Verſchärfung des Ausnahmezuſtandes
Auf Grund der g8 1 und 4 der Verordnung des Reichspräſi-

denten vom 18. Januar 1920 verordne ich im Intereſſe der öffent
lichen Sicherheit für den Stadtkreis Halle (Saale) und den Saal

kreis, unter Zuſtimmung des Regierungskommiſſars:
1. Den Offizieren und Offizierdienſttuern verleihe ich die

Rechte von Polizeibeamten und Hilfsbeamten der Staats
anwaltſchaft.
Verſammlungen und Aufzüüge unter freiem Himmel ſind
verboten, ebenſo Anſammlungen von mehr als 20 Per
ſonen auf Straßen und Plätzen. Verſammlungen in ge
ſchloſſenen Räumen mit Ausnahme von Verſammlungen
öffentlich-vechtlicher Körperſchaften ſind unter Angabe des
Zweckes der Verſammlung bei der Kommandantur
des 1. Landesjäger- Regiments in Halle
drei Tage vor Abhaltung der Verſammlung anzumelden.
Verboten iſt, durch Wort oder Schriſt oder auf ſonſtige Art
zur Niederlegung der Arbeit oder Verweigerung der
Wiederaufnahme der Arbeit aufzufordern.
Der Druck und Vertrieb von kommuniſtiſchen Zeitungen
ſowie von Flugblättern, die ſich mit öffentlichen Angelegen
heiten befaſſen, iſt verboten.
Das Unternehmen, Arbeitswillige in ihrem Recht auf
Arbeit durch Gewalt, Bedrohung mit Gewalt, Verrufs-

erklärungen, Beleidigung oder Androhung erheblicher
Nachteile ſonſtiger Art zu veeintvächtigen, iſt verboten.
Auf die Beſtimmung des S 6 der Verordnung des Reichs
präſidenten vom 13. Januar 1920, wonach jedes Unter
nehmen der Stillegung lebenswichtiger Betriebe verboden
iſt, wird beſonders hingewieſen.
Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen
werden nach 8 4 der Verordnung des Reichspväſidenten
vom 13. Januar 1920 beſtraft.

Zurzeit Naumburg, den 20. Januar 1920.
Der Militärbefehlshaber:

gez. Maercker,
Generalmajor.

Das neue Umſatzſteuergeſetz
bringt wichtige Aenderungen für Gewerbetreibende und Per
ſonen, die einen ſelbſtändigen Beruf ausüben:

s 1 unterwirft auch die freien Berufe (Aerzte, Zahn
äxzteß, Tierärzte, Rechtsanwälte, Künſtler, Muſiker Gelehrte,
Schriftſteller, Lehrer uſw.), ſoweit ſie nicht im Angeſtelltenver
hältnis ſtehen, ab 1. Januar 1920 der Umſatzſteuer. Es emp-
fiehlt ſich, daß ſich jeder Angehörige eines freien Berufes ſchrift
lich beim hieſigen Umſatzſteueramt, Rathausſtr. 17, I, Zimmer 3,
meldet.

S 13. Die Umſatzſteuer beträgt vom 1. Januar 1920 ab
einundeinhalb v. H. des Entgelts. Steuerpflichtig iſt jetzt jede
Einnahme ohne Rückſicht auf die Höhe, alſo auch dann, wenn
der jährliche Umſatz weniger als 3000 Mk. beträgt.

g 15. Die Luxusſteuer beträgt ab 1. Januar 1920
fünfzehn v. H. des Entgelts.

F 15. Jm Kleinhandel ſind ab 1. Januar 1920 luxus-
ſteuerpflichtig (mit fünfzehn v. H. a) Edelmetalle, ſowie Gegen
ſtände des Juweliergewerbes oder der Gold und Silber-
ſchmiedekunſt aus oder in Verbindung mit Edelmetallen, wenn
es ſich nicht um eine bloße Belegung oder einen Ueberzug un
edler Stoffe mit Edelmetallteilen handelt; Edelſteine, einſchließ-

Verbindung mit Edelſteinen und Perlen; b) Originalwerke der
Plaſtik, Malerei und Graphik; Radierungen, Holzſchnitte und
Kupferſtiche gelten als Originalwerke; c) Antiquitäten, ein
h alter Drucke, und Gegenſtände, wie ſie aus Lieb

erei von Sammlern erworben werden; d) Gebinde oder
ſonſtige Herrichtungen aus Blumen oder Pflanzen, wenn das
Entgelt für die einzelne Lieferung, einſchließlich der als Be
hälter oder zur Zuſammenfaſſung oder Ausſchmückung verwen
deten Gegenſtände, dreißig Mark überſchreitet; e) Reit- und
Kutſchpferde; f) lebendes Wild.

Jm übrigen ſind alle Luxusgegenſtände des S 15 beim
Herſteller luxusſteuerpflichtig.

g 26. Bei folgenden Leiſtungen erhöht ſich die Steuer auf
zehn vom Hundert des Entgelts: 1. Uebernahme von Anzeigen,
ſoweit ſie ſich nicht auf öffentliche Wahlen beziehen 2. der Ge
währung eingerichteter Schlaf- und Wohnräume in Gaſthöfen,
Penſionen oder Privathäuſern zu vorübergehendem Aufenthalt,
wenn das Entgelt für den Tag oder die Uebernachtung fünf
Mark oder mehr beträgt; 83. der Aufbewahrung von Geld, Wert
papieren, Wertſachen, Gegenſtänden der im S 21 Abſ. 1 Nr. a
bezeichneten Art, Pelzwerk, Bekleidungsſtücken aus oder unter
Verwendung von Pelzwerk; 4. der Vermietung von Reittieren.

S 80. Wer die nach F 15 luxusſteuerpflichtigen Gegen-
ſtände herſtellt oder die vorſtehenden, nach F 21 luxusſteuer-
pflichtigen Gegenſtände im Kleinhandel umſetzt oder die nach
F 25 erhöht ſteuerpflichtigen Leiſtungen ausführt, hat dies bis
zum 31. Januar 1920 dem hieſigen Umſatzſteueramt, Rathaus-
ſtraße 17, I, ſchriftlich mitzuteilen.

S 40. Privatperſonen, die in einer Druckſchrift, die zur Ver
breitung beſtimmt iſt, Verkaufsangebote von Gegenſtänden der
im S 23 Abſ. 1 Nr. 3 bezeichneten Art machen, ohne in dem An
gebote ihren Namen und ihre Wohnung anzugeben, haben
Namen und Wohnung dem Verleger der Druckſchrift gleichzeitig
mit der Erteilung des Auftrags mitzuteilen. Der Verleger der
Druckſchrift oder der Drucker hat der Steuerſtelle, in deren Be-
irk die Druckſchrift erſcheint, das Verkaufsangebote ohne
amens und Wohnungsangabe enthaltende Stück der Druck-

ſchrift unmittelbar nach ſeiner Ausgabe abzuliefern und dabei
Namen und Wohnung der Auftraggeber zu bezeichnen.

s 46. Sind für Leiſtungen aus Verträgen, die vor dem
nkrafttreten des Geſetzes abgeſchloſſen ſind, Entgelte nach
ieſem Zeitpunkte zu entrichten, ſo iſt der Abnehmer mangels

abweichender Vereinbarun
G zum Fntgelt in Hteuer zu leiſten (eins v. H.). Der Preiszuſchlag bildet leinen
Grund zur Vertragsaufhebung.

lich der ſynthetiſchen, und Perlen, wie Gegenſtände aus oder in

verpflichtot, dem Lieferer einen Z
der auf die Leiſtung entfalklenden

47. Gegenſtände, die ſchon vor dem I. Jany
luxusſteuerpflichtig waren und ſich bereits am 811919 im Beſitz des ſteuerpflichtigen Kleinhandelsbetre

fanden, ſind ab 1. Januar 1920 mit fünfzehn vom
ſteuerpflichtig, ſoweit ſie vorſtehend im S 21 aufgefüht
Soweit ſie nicht im S 221 enthalten ſind, unterliegen 5
81. Dezember 1920 der Steuer mit zehn v. H., mit Auge
von Linoleum uſw., das der Luxusſteuer ab 1. Janug

nicht mehr unterliegt: tAuskunft erteilt das Büro des Umſatzſteueramtes, Ra
ſtraße 17, L. Zimmer 8, Werktags von 9--12 Uhr.

Die Veranlagung zur Reichseinkommenſteuer,
Nach den Beſchlüſſen des Steuerausſchuſſes der Nat

verſammlung in erſter Leſung des Entwurfes eines Rei
einkommenſteuergeſetzes ſoll die erſtmalige
lagung auf Grund dieſes Geſetzes für das RechnungsjahrApril 1920 bis 81. März 1921) nach dem Juhrede h
erfolgen, das der Pflichtige im Kalenderjahr 1920 oder
vom Kalenderjahr abweichenden Wirtſchafts (Erwerbs)Jahr
zogen hat, deſſen Ende in das Kalenderjahr 1920 fällt
dieſes Einkommen jedoch erſt nach Ablauf des Jahres
feſtgeſtellt werden kann, ſoll die (endgültige) Veranlagung
das Rechnungsjahr 1920 erſt nach Ablauf des Kalender

e v v mBis zur führung dieſer erſten Veranlagung,erſt im Anfange des Jahres 10921 vorgenommen i
Iäufig die Einkommenſteuer zu entrichten, die ſich nach den
ſchriften des Reichseinkommenſteuergeſetzes für das bei
landesrechtlichen Veranlagung für das Rechnungsjahr 1919
geſtellte Einkommen berechnet. Um den Steuerpflichtigen,
Einkommen in 1920 vorausſichtlich gegenüber dem des Je
1919 ſich verringern wird, entgegenzukommen, iſt vorgeſe
daß das Finanzamt, wenn der Steuerpflichtige glaubhaf.
daß gegenüber dem hiernach der vorläufig zu entrichten
Steuer zugrunde gelegten Einkommen ſein ſteuerbares
kommen ſich im Jahre 1920 um mehr als den fünften Teil
mindern wird, die Steuern dem mutmaßlichen Einkommen
ſprechend zu ermäßigen hat.

Die einer neuen Steuererklärung iſt dangh
nächſt nicht erforderlich; das Finanzamt berechnet vielmehr
vorläufig zu entrichtende Steuer auf Grund des ſeither ver
lagten Einkommens. Nach Ablauf des Jahres 1920 hat
Steuerpflichtige ſodann ſein in 1620 bezogenes Einkommen
deklarieren und die vorläufig erfolgte Veranlagung wird ſo
auf Grund der danach vorgenommenen endgültigen de
lagung berichtigt.

Die Abſtammung des Menſchen
Ueber dieſes Thema ſprach geſtern Abend im Sag! des

jäger“ Auguſt Kahl in dem Chclus der Naturwiſſenſchettig
Vortragsabende. Jn der Entwicklung von der Urzelle zum
ſchenp iſt die erſte Frage die der Ürzeugung, welche nige
plötzlicher Vorgang, ſondern als eine Entwicklung anzufelen
die ihren Anfang in dem Stadium der Erde nimmt, wo
erſten Anzeichen einer beginnenden Erkaltung bemerkbar net
Eine kohlenſtoffhaltige Stickſtoffverbindung. das Cyan, e
hauptſächlich entſteht, wenn ſtickſtoffhaltige Subſtangen in
rührung mit Baſen der Glühhitze ausgeſetzt werden, bezeizg
der Redner als erſten Lebensträger, in Verbindung mit S
ſtoff und Waſſerſtoff. Dieſe vier Hauptelemente werden da
getroffen, wo Leben auf ſeine chemiſche Zuſammenſetzung un
ſucht wird. Unter einer Lebenserſcheinung verſteht der o
lediglich Stoffwechſel, deſſen Umkehrung nennt er Verfeoſ, o
oder Verweſung. Jn Beziehung zu den anderen Element
iſt der Kohlenſtoff Lebensträger. Das erſte Leben überhg
war pflanzlicher Art. Pflanzen bauten Protoplasma auf
anorzaniſchen Subſtanzen unter dem Einfluß des Sonnenlig
bis ſich Weſen bildeten niederſter Art natüclich die
mehr aſſimilierten, die Jhresgleichen fraßen und die Bezrichnt
Tier verdienen. Dadurch waren zwei Fundamente geſchaffen
das ganze Tierreich muß als Schmarotzertum an der Pflanz
geſehen werden. Die weitere Entwicklung dieſer Protovlez
klümpchen heute als Amöben noch vorhanden ſchilderte
Redner im Sinne der Haeckelſchen Gaſträatbeorie und deſſen b
zenetiſchen Grundgeſetzes an Hand von teils ſehr guten,
mehr phantaſtiſchen Lichthildern ich denke hier an die chari
ten HKöpfe der Primaten der Kürze der zur Verfügung ſteh
den Zeit entſprechend in raſchem Fluge durch die Jahrmillion
Eine ſachliche Würdigung erfahren die neueſten Forſchungen
Praeoiſtorik und vergleichender Angtomie. Es beſteht in
Skeletten des Menſchen und der hcehſtſtehenden Affen kein Un
ſchied des Weſens, ſondern nur des Grades, und hat doch
dieſer wie jene genau die gleichen 212 Knochen, Tatſachen, die
mindeſt für eine Vetternſchaft beider ſprechen, für einen geme
ſamen Vorfabren, wobei es gleichgültig iſt, wo die Wewei
der species homo sapiens von dem gemeinſamen Stamme i
erfolgte. Die Anſicht, daß das Einzige. was den heutigen Me
ſchen vom Tier unterſſheidet, das Gewiſſen iſt, werden wohl
die wenigſten der Erſchienenen geteilt haben. Als Schlußfol
rung gab der Redner ein vernichtendes Urteil über die beut
Menſchheit ab, die ihm ein bomozener, unterſchiedsloſer Vegt
zu ſein ſcheint. Weg mit Grenzyfählen und ſonſtigen einer
den Einrichtungen! Es iſt ja doch alles eins! Raſſe das V
fiel während des Vortraces nicht ein einziges Mal. Denng
man ſtelſe einmal einen Weddah aus dem Jnnern Cevſons neh
einen Oſtfrieſen. ſo wird man erkennen, daß der Unterichied
viel geringer ſein wird als awiſchen z. B. Sperling und Biſt
Die volitiſſhe Einſtellung des Moniſtenbundes kam Gott
Dank recht deutlich zum Vorſchein, als man über das Geſin
in Purpur“ herzog und von der allgemeinen Menſchbeitsver
derung zu vhantaſieren anfing. So endete dieſer letzte
„naturwiſſenſchaftlichen“ Vortragsabende.

Aenderung der Gasſperre. Von heute ab erfolgt
Gasabgabe in der Zeit von vormittags 6—7 Uhr und nachm'tts
von 5—-9 Uhr. Die Entnahme von Gas während der Spe

zeiten iſt verboten.
Kirchliche Perſonalien. Dem Geheimen Honfſtorio

Joſephſon in Halle iſt die nachgeſuchte Entlaſſung
ſeinem Nebenamt als Mitglied des Konſiſtoriums in Nah
burg erteilt worden.

Beſchaffungsbeihilfen für kirchliche Beamte. Nach einer
ſtimmung des Finanzminiſters iſt allen Staatsbeamten eine
malige außerordentliche Beſchaffungsbeihilfe bewilligt wor
und zwar Ledigen 600 Mk. und Verheirateten 1000 Mk. d
für jedes Kind 200 Mk. Die kirchliche Behörde macht es
Kirchengemeinden, kirchlichen Verbänden, Anſtalten un
tungen dringend zur Pflicht, aus ihren Mitteln entſprechende
hilfen auch den bei ihnen angeſtellten kirchlichen Beamten
niſten, Kantoren, Küſtern, ſoweit dieſe nicht ein mit dem Kirs
amt organiſch verbundenes Schulamt bekleiden, Gemeindehelfe
Jugendpflegern, Friedhofs, Rechnungsbeamten uſw.) zuteil 3
den zu laſſen.

FamilienNachrichten.
Verlobungen: Helene Reuter mit dem Prokuriſt d

WViegmann in Halle.
Todesfälle: Am 21. rmann im 87. Lebensjahre, Dölbau Am 21. Januar J
en gel im 36. Lebensſahr. Am 23. Januar Friedenre er im 88. Lebensjahr., Am 21, Januar Frau e
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